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Wer zum ersten Mal als Autofahrer Punkte
in Flensburger Register bekommt, liest viel
juristisches Fachsprech. Zum Beispiel steht
im Bußgeldbescheid: „Die Zahl der Punkte
ist unverbindlich. Die Bewertung erfolgt
(...) endgültig durch die (...) zuständige Ver-
waltungsbehörde.“ Alles klar? Klar ist meist
nur, dass man seinen Punktestand kosten-
los in Flensburg abfragen kann. Dafür
schickt man einen Antrag ans Kraftfahrt-
bundesamt. Die Antwort kommt nach eini-
gen Wochen per Post – und ist für Laien
wieder unverständlich. Da ist die Rede von
Tilgungs- und Überliegefristen, bei Wieder-
holungstätern von einer „isolierten Sperr-
frist“. Das Problem dabei: Wer nicht in der
Lage ist, die Fristen auseinanderzuhalten,
versteht auch nicht, wie neu hinzukom-

mende Punkte die bereits vorhandenen be-
einflussen – etwa bei der Festlegung von
Sanktionen. Die Sächsische Zeitung bat
den Dresdner Anwalt Christian Janeczek,
die Begriffe zu erläutern.

1. Tilgungsfrist
In dieser Frist sind Punkte „verwertbar“.
Relevant sind zwei Szenarien: 1.: Ein Rich-
ter oder die Bußgeldstelle kann prüfen, ob
jemand Voreintragungen hat. Wurde in-
nerhalb der Tilgungsfrist ein neuer Verstoß
begangen, kann diese Voreintragung be-
rücksichtigt werden. Behörden können ei-
ne erhöhte Geldbuße festlegen oder sogar
ein Fahrverbot verhängen. Wer also bei-
spielsweise eine Voreintragung wegen in-
nerorts 22 km/h zu viel hat, muss beim
zweiten Verstoß dieses Kalibers damit rech-
nen, statt des 80-Euro-Regelsatzes 100 Euro
zu zahlen. Mit einer Erhöhung muss aber
auch derjenige rechnen, der als Voreintra-
gung einen Abstandsverstoß zu Buche ste-
hen hat und nun mit überhöhtem Tempo
erwischt wurde. „Ist die Tilgungsfrist fast
rum, wird dies regelmäßig weniger stark
berücksichtigt, als wenn zwischen den Ta-

ten nur wenige Wochen liegen“, erklärt Ja-
neczek. 2.: Bei der Frage, ob jemand zu er-
mahnen, zu verwarnen oder der Führer-
schein zu entziehen ist, kommt es auf die
Tat innerhalb der Tilgungsfrist an. Til-
gungsfristen liegen jetzt bei zweieinhalb
Jahren (für Ordnungswidrigkeiten, z. B.
Handy am Steuer), fünf Jahren für schwere
Ordnungswidrigkeiten, z. B. nach Alkohol-

delikten oder Straftaten ohne Entziehung
der Fahrerlaubnis) und zehn Jahren für
Straftaten mit Führerschein-Entzug.

2. Überliegefrist
Diese Frist schließt sich an die Tilgungsfrist
an. Ein Jahr lang kann die Behörde nachse-
hen, ob neue Delikte hinzukommen, die
vor Ablauf der Tilgungsfrist begangen wur-

den, also „nachkommen“. Ist das der Fall,
leben die getilgten, noch nicht gelöschten
Punkte wieder auf, erklärt Janeczek. Je
nach Punktestand erhält der Autofahrer
jetzt eine Ermahnung, Verwarnung oder
sogar den Führerschein entzogen. Erst
wenn die Überliegefrist um ist, werden die
Punkte unwiederbringlich aus dem Regis-
ter gelöscht.

3. Sperrfrist
In dieser Zeit kann der Führerschein nicht
wieder erteilt werden. Den Schein kann
man strafrechtlich oder verwaltungsrecht-
lich verlieren. Variante 1: Nach einer Alko-
holfahrt (1,2 Promille) wird dem Autofah-
rer der Schein entzogen. Ein Richter be-
stimmt, innerhalb welcher Zeit die Verwal-
tungsbehörde keinen neuen Führerschein
erteilen darf. Variante 2: Beim Erreichen
der 8-Punkte-Grenze wird dem Betroffenen
der Führerschein entzogen, und er ist auto-
matisch 6 Monate gesperrt. Wenn die letz-
ten 3 Monate dieser Frist anbrechen, kann
er die Wiedererteilung beantragen. In die-
ser Zeit muss er die medizinisch-psycholo-
gische Untersuchung (MPU) absolvieren.
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Verwirrende Fristen
Ist die Tilgungsfrist verstrichen,
sind Punkte noch nicht gelöscht.
Es schließt sich noch eine Art
Aufbewahrungsfrist an.

Von Andreas Rentsch

r ist die letzte Hoffnung vieler Autofah-
rer. Drohen wegen eines Verkehrs-

delikts Punkte in Flensburg oder gar der
Führerschein-Entzug, nimmt sich Klaus
Kucklick des Falls an. Der 57-Jährige gilt als
einer der renommiertesten Verkehrs-
rechtsanwälte in Sachsen. Die Sächsische
Zeitung befragte Kucklick zur Reform des
Punkteregisters, das seit einem reichlichen
Jahr Fahreignungsregister heißt.

Einfacher, gerechter und transparenter
sollte das neue Punktesystem werden.
So hieß es, als die Reform 2014 in Kraft
trat. Ist es das?

Nein, es ist keinesfalls einfacher geworden
und auch nicht transparenter.

Wieso nicht?
Die Punktevergabe ist für die meisten Auto-
fahrer so rätselhaft wie zuvor. So gibt es
nach wie vor in Anhörungsbögen keine
Hinweise auf Punkte. Selbst in Bußgeldbe-
scheiden fehlen mitunter solche Angaben.
Erst recht erfährt der Betroffene einer

Strafsache – etwa nach einer Unfallflucht –
in Strafbefehlen oder Gerichtsurteilen
nichts über die damit verbundenen Punk-
te. Das ist doch nicht transparent. Eine Ver-
einfachung des Verfahrens ist sowieso
nicht erkennbar – weder für die Mitarbei-
ter in Führerscheinstellen noch für die Be-
troffenen selbst.

Und wie steht es mit der versprochenen
Gerechtigkeit?

Ich finde es schwierig, dieses System mit
dem Begriff Gerechtigkeit zu verbinden.
Geldbuße und Fahrverbot versteht jeder als
Ahndung eines Fehlverhaltens. Die Punkte
sollen aber gerade nicht den Charakter ei-
ner gerechten Strafe haben. Juristen beto-
nen das immer wieder. Die Punkte haben
eher statistische Funktion: Jemand, der öf-
ter auffällig wird, den will man erkennen.
Nur diejenigen geraten irgendwann in die
Gefahr, den Führerschein zu verlieren.
Weil im neuen System die einzelnen Punk-
te im Vergleich zu früher erheblich mehr
Gewicht bekommen haben, dürfte die Ge-
fahr des Führerscheinverlustes größer ge-
worden sein. Wir reden hier über eine
Sperrfrist von mindestens sechs Monaten
und eine medizinisch-psychologische Un-
tersuchung, die man bestehen muss, um
den Führerschein wiederzuerlangen. Die
Kosten dafür liegen bei rund tausend Euro.

2014 wurde auch immer betont, Auto-

E

fahrer würden nur noch mit Punkten
belastet, wenn ihr Fehlverhalten rele-
vant für die Verkehrssicherheit ist.

Die Voraussetzungen, wann Punkte einge-
tragen werden, haben sich nicht geändert.
Ein paar Tatbestände, die früher eingetra-
gen wurden, sind weggefallen. Damit hat
man auch plakativ geworben. Jetzt gibt es
beispielsweise keine Punkte mehr fürs Fah-
ren in einer Umweltzone ohne Plakette
oder Verstöße gegen Fahrtenbuchauflagen.
Neu ist auch, dass fahrlässige Körperverlet-
zung – also eine Straftat –, die zur Verurtei-
lung ohne Fahrverbot oder Führerschein-
entzug führt, nicht mehr zu Punkten in
Flensburg führt. Früher sind da fünf Punk-
te eingetragen worden.

Also doch eine Verbesserung.
Verbesserung würde ich nicht sagen, eher
Veränderung. Ich beobachte aber, dass Ver-
fahren wegen fahrlässiger Körperverlet-
zung – also bei Schleudertraumata nach ty-
pischen Auffahrunfällen – jetzt nicht mehr
so schnell gegen Geldauflage von der
Staatsanwaltschaft eingestellt werden. Es
werden oft doch Strafbefehle beantragt,
weil nicht mehr die Konsequenz einer Ein-
tragung in Flensburg damit verbunden ist.

Es gab vor Inkrafttreten der Reform Be-
fürchtungen, dass künftig Vielfahrer ih-
ren Führerschein schneller verlieren.
Haben sie sich bestätigt?

Diese Frage kann ich noch nicht eindeutig
beantworten. Der Zeitraum ist noch zu
kurz. Durch die Übergangsphase haben vie-
le Leute Punkte verloren oder sind noch da-
bei, sie zu verlieren. Wir befinden uns in ei-
ner Phase, in der sich alte und neue Eintra-
gungen durchmischen.

Wann endet diese Übergangszeit?
Wir haben immer noch Klienten, die alte
Punkte haben. Diese Punkte werden auch
nach dem 1. Mai 2014 nach altem Recht ge-
pflegt. Ein Beispiel: Im April 2014 hat je-
mand zwei Punkte bekommen. Da läuft die
zweijährige Tilgungsfrist noch bis April
2016. Der für ihn positive Unterschied:
Wenn jetzt neue Punkte hinzukommen,
dann hemmt die neue Eintragung die Til-
gung der alten Punkte nicht mehr. Leute,
die Punkte wegen Straftaten haben, schlep-
pen die Punkte entsprechend länger mit.

Wann ist ein abschließendes Fazit zur
Punktereform möglich?

Frühestens in einem Jahr, eher in zwei Jah-
ren. Die Reform hatte den Charakter einer
Amnestie, weil die Tilgungshemmung
weggefallen ist. Etliche Leute haben davon
profitiert und viele alte Punkte abgebaut.
Doch es dauert nicht lange, und sie haben
ihr Polster wieder drauf.

Das heißt, die Schmerzen, die diese Re-
form verursacht ...

... kommen noch. Für gravierendere Ord-
nungswidrigkeiten gibt es zwei Punkte, die
mit einer fünfjährigen Tilgungsfrist ver-
bunden sind. In fünf Jahren kann man aber
gut noch etliche Punkte dazusammeln. Die
Verdichtung des Systems von 17 auf sieben
zulässige Punkte führt leider auch dazu,
dass es bei Erreichen einer Punktezahl von
sechs Punkten nur noch ein Schritt bis zum
Führerscheinverlust ist.

Haben Sie inzwischen mehr Mandanten
als vorher?

Am Zulauf hat sich bisher nicht viel geän-
dert. Am häufigsten geht es nach wie vor
um Tempo-, dann um Rotlichtverstöße. Ab-

standsverstöße sind seltener. 2013 und
2014 hatte ich zum Beispiel kaum noch Fäl-
le, die durch Abstandsmessungen entlang
der A4 Görlitz – Dresden entstanden sind.

Was ist mit Fahren unter Alkohol?
Das sind im Verhältnis zu den anderen Ord-
nungswidrigkeiten eher seltene Fälle.

In der Statistik des Kraftfahrtbundes-
amts stehen Punkte für Alkoholfahrten
an zweiter Stelle.

Das kann sein, bedeutet aber nur, dass die-
se Fälle seltener bei einem Anwalt landen.
Wer da erwischt wird, akzeptiert, dass er
etwas falsch gemacht hat.

Gibt es Dinge, die Sie jetzt, nach einem
reichlichen Jahr in der Praxis, für re-
formbedürftig halten?

Das sogenannte Tat-Tag-Prinzip trägt nicht
gerade zur Vereinfachung bei. Zumal es
durch eine Gesetzesänderung, die im De-
zember vorigen Jahres in Kraft getreten ist,
schon wieder aufgeweicht wurde.

Was heißt Tat-Tag-Prinzip?
Nehmen wir an, ein Klient hat sechs Punk-
te, für ein neues Vergehen drohen zwei
weitere. Tat-Tag-Prinzip bedeutet, dass es
nicht mehr auf das Entscheidungsdatum
für die neue Tat ankommt, sondern nur auf
den Tag der Zuwiderhandlung. Selbst wenn
bis zur Entscheidung noch Punkte getilgt
werden sollten, schaut die Führerschein-
stelle nur nach, wie viele Punkte am Tat-
Tag unter Einbeziehung der neuen Sache
vorhanden waren. Kommt sie auf acht
Punkte, ist der Führerschein weg.

Klingt in der Tat kompliziert.
Wie viele Punkte man wofür bekommt, ist
nie intransparent gewesen. Sondern das
Zusammenspiel von Tilgungs- und Überlie-
gefristen, Punkten und der Chance, Punkte
durch Aufbau-Seminare abzubauen. Das
hat das System kompliziert gemacht.

Mit welchen Kosten muss man rechnen,
wenn man nach einem Verkehrsverstoß
anwaltliche Hilfe braucht?

400 bis 800 Euro brutto. Das Kostenrisiko
ist aber viel größer. In den 800 Euro ist eine
Gerichtsverhandlung enthalten. Wenn es

mehrere Termine werden, weil das Gericht
noch einen Sachverständigen hinzuziehen
will, kommen weitere 300 bis 400 Euro auf
Anwaltsseite hinzu. Die Sachverständigen-
kosten können aber zwischen 800 und
3 000 Euro liegen. Verlieren Sie, bleiben Sie
auf 1 200 Euro Anwaltskosten plus 2 000
Euro für den Sachverständigen sitzen. Da-
zu kommen gerichtliche Kosten und Zeu-
genauslagen. Wir reden also von einem Ge-
samtkostenrisiko von etwa 4 000 Euro.

Das Gespräch führte Andreas Rentsch.

Der Dresdner Anwalt Klaus Kucklick über neue Rätsel der Punktevergabe, längere Tilgungsfristen und das Risiko hoher Prozesskosten.

„Die Schmerzen der Punkte-Reform kommen noch“
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 Altes System Neues System
 bis 04/2014 ab 05/2014
Ordnungswidrigkeiten (schwere Verstöße) 2 Jahre 2,5 Jahre
Ordnungswidrigkeiten (bes. schwere Verstöße) 2 Jahre 5 Jahre
Straftaten (ohne Fahrerlaubnis-Entzug) 5/10 Jahre 5 Jahre
Straftaten (mit Fahrerlaubnis-Entzug) 10 Jahre 10 Jahre
Fristbeginn unterschiedlich einheitl./Rechtskraft*
Tilgungshemmung Verlängerung jeder Verstoß
 b. wiederholten verjährt einzeln
 Verstößen
Überliegefrist + 1 Jahr + 1 Jahr
Möglicher Punkteabbau bis zu 6 Punkte ein Punkt
 in fünf Jahren in fünf Jahren
*Termin, an dem die Entscheidung zu einer Eintragung rechtskräftig wird Quelle: BMVI

Tilgungsfristen im Vergleich
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Punkt für Punkt

Eine Serie der Sächsischen Zeitung
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